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Bebauungsplan mit paralleler Teiländerung des Flächennutzungsplanes • Westlich des Fo­
rums, Teilbereich 1•, Kreisstadt Homburg. Stadtteil Homburg 

hier: Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gern. §4 Abs.2 
Bau GB 

Ihre Mail vom 10.03.2020 mit der Bitte um Stellungnahm~ 
Ihre Mail vom 01.042020 mit Hinweis der Fristverlängerung zum 15.05.2020 

Guten Tag, 

zu der Aufstellung des o.g. Bebauungsplans mit paralleler Teilä!lderung des Flächen­
nutzungsplanes „Westlich des Forums, Teilbereich 1.", Kreisstadt Homburg, Stadtteil 
Homburg nehmen wir wie folgt Stellung und bitten, die aufgeführten Hinweise und An­
merkungen zu berücksichtigen: 

Naturschutz 

Der ca. 29 ha umfassende Geltungsbereich des s:Plans besteht bisher überV\iiegend aus 
einer großflächigen innerstädtischen Industriebrache mit Gebäudekomplexen, voll- und 
teilversiegelten Flächen sowie Ruderalfluren, Gehölzflächen etc. Große Teile der Gebäu­
de sollen abgerissen, Altlasten saniert und ein neues Stadtquartier entwickelt werden. 

Don-BoscO:.Straße 1 · 6faj_9 Saarbrücken 
www.saarland.de --=--
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Bestandsaufnahme: 

Bezüglich des Untersuchungsumfanges der Bestandsaufnahme der Flora und Fauna ist 
anzumerken; dass der in den Unterlagen enthaltene Vermerk Nr. 2 vom 26.02.2018 den 
Inhalt der teL Besprechung nicht korrekt widerspiegelt. 
Das Gelände ist komplett eingezäunt und von außen schlecht einsehbar. In der ersten 
T.ö.B.-Beteiligung hatte die Untere Naturschutzbehörde deshalb u. a. empfohlen,- die 
Gebäude innen und außen auf Quartiere von Brutvögeln und Fledermäusen abzusuchen 
und Bat-Detektoren zur Erfassung der Fledermausvorkommen einzusetzen.· In einem 
Telefonat zwischen dem Planer und dem LUA als Untere Naturschutzbehörde wurde von 
Seiten des Planungsbüros der Einsatz der Batcorder nicht für notwendig erachtet. 
Von Seiten des LUA wurde in einer E-Mail vom 27 .02.2018 deshalb explizit darauf hin­
gewjesen, dass der Scoping-Termin nur einen Rahmen für die erforderlichen arten­
schutzrelevanten Untersuchungen darstellt und der Fachgutachter, der einzig auch .Zu­
gang zum Inneren des Geländes und der Gebäude hat, vor Ort selbstständig einschätzen 
muss, welche Untersuchungen er Letztendlich durchführt. Warum die Gebäude im In­
nern, Laut dem Umweltbericht (Tabelle S. 24t überhaupt nicht untersucht wurden ist 
aus naturschutzfachlicher Sicht nicht nachvollziehbar. 

Ar.tenschutzrechtliche Betrachtung /Prüfung saP: 
An planungsrelevanten Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie und des Anhangs 1 der 
VS-Richtlinie konnte durch den Gutachter eine große Population mit etwa 500 Einzel­
nachweisen der Mauereidechse erfasst werden . Die Gesamtzahl der gemäß § 7 Abs. 2 
Nr. 13 und 14 BNatSchG besonders und streng geschützten Reptilienart - Mauerei­
dechse (Podarcis muralis)- dürfte noch um einiges höher liegen. 
Die Nachweise Waren erwartungsgemäß insbesondere auf den Schotterflächen und 
spärlich bewachsenen Ruderalflächen zwischen den. Gebäuden und den Gehölzstruktu­
ren erfolgt. Aufgrund der Nahrungsfolge muss auch die Schlingnatter (Coronella austri­
aca) im Bereich des Untersuchungsgebietes und der weiteren Gleisverläufe angenom­
men werden (warst case). Durch die in den Letzten Jahren auf dem Gelände durchge­
führten; großflächigen Rodungen, wurden die- Bedingungen für wärmeliebende Tierar­
ten, wie die Mauereidechse," stark gefördert. 

Im Rahmen der späteren Umsetzung der Maßnahmen sind die gesetzlichen Regelungen 
des Artenschutzes unbedingt zu beachten·, welche in dem „Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag nach §44 BNatSchG" (siehe Kapitel 3 des Umweltberichts) bereits dargelegt 
wurden. Dass es sich bei dem Vorkommen im Untersuchungsgebiet um eine geschlos­
sene Population handelt, die, wie im Umweltbericht dargelegt, keinen genetischen Aus­
tausch mit der der Umgebung haben soll, ist kaum anzunehmen. Unmittelbar nordwest­
lich des Bebauungsplangebietes Liegt das sog. „Gleisdreieck". Dieses bildet wohl eine 
durchgängige Verbindung in ·Richtung :z;ollbahnhof, wo ein. großes Vorkommen der Art 
Liegt und ein Austausch (bis zu 2 km Entfernung möglich) und Kontakt der Populationen 



3 

somit angenommen werden kann. Dies gilt insbesondere für migrierende Jungtiere, die 
neue Lebensräume erschließen müssen. Selbst im Umfeld des viel besuchten Forums 
sind Mauereidechsen nicht selten anzutreffen. 

Durch den weitest gehenden Umbau des Bebauungsplangebietes (Abriss der Gebäude, 
Entsorgung von Altlastenflächen) geht der überwiegende Teil der Lebensräume der Rep­
tilien verloren. Die Art ist zudem hoch empfindlich gegenüber baubedingten Beeinträch­
tigungen. Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen sind - voTgezogen zuT eigentlich:en 
Umsetzung deT Baumaßnahmen - u. a. artenschutzrechtlich wirksame Ausgleichsflä­
chen (CEF i FCS) und Verg-rämungsmaßnahmen und ein Absammeln mit einer sog. 
„Reptilienangel" vorzusehen. In den zuvor definierten Kompensationsflächen für die 
Mauereidechsen sind. essentielle Lebensraumstrukturen anzulegen: Herstellung be­
sonnter, versteckreicher Flächen und BöschÜ:ngen mit artgerechten Strukturen wie 
Steinwälle- und Riegel, Gabionenwände, Schüttungen aus Grobschotter, Tatholzhaufen 
als Jagd:-. Rückzugs-, Paarungs- und Eiablage sowie Überwinterungsbereiche. 

Bei der späteren Umsetzung der Baumaßnahmen ist folgendes zwingend zu beachten: 

• Die Bauarbeiten -dürfen nur in den Zeiten mit den geringsten Auswirkungen 
für die Mauereidechse erfolgen und zwar ab Mitte März bis Ende April und ab 

Anfang August bis zur ÜbenNinte~ung Mitte Oktober. 
• Die im Bebauungsplan festzusetzenden Maßnahmenflächen sind als Bau­

tabuzonen zu erklären und in der Örtlichkeit deutlich sichtbar abzugrenzen. 
• Baufeldräumung/Vergrämung der Mauereidechsen vor Baubeginn 
• Verhinderung des Einwanderns von Mauereidechsen d_urch dichte Reptilien­

schutzzäune zu den Ausgleichsflächen 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens kann_ keine Legalausnahme im Sinne des § 44 
Abs. 5 BNatSchG erzielt werden, da 

• die aus artenschutzrechtlicher Sicht zwingend notwendige Beachtung der Ver­
meidungsmaßnahmen während der Bauphase aus baurechtlicher Sicht (§ 9 Abs. 
1 BauGB) nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden können, 

• die Maßnahmenbeschreibung für die Vermeidungs- und vorgezogenen Aus­
gleichsmaßnahmen nicht ausführungsreif sind, 

• die bislang vorgesehenen Flächen für die (vorgezogenen) Ausgleichsmaßnahmen 
(,,Saumstrukturen mit HabitatelemeTiten in den Randbereichen des Gewebegebie­
tes entlang der Grünfläche") bei weitem nicht ausreichen, um den Verlust der 
Hauptlebensräume ( .. offene Zwischenbereiche _ - -Schotterflächen, spärlich be­
wachsene Ruderalbereiche - zwischen den Gebäuden und den Gehölzstrukturen", 
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vgl. ·s. -25 Umweltbericht) auszugleichen. Der Au8gleich für den Lebensraumver­
lust muss mindestens· 1 : 1 betragen. 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens -ist eine Planung in die Ausnahmelage hinein 
möglich: Eine solche Ausnahmelage ist gegeben, wenn nach Lage der Dinge bereits im 
Aufstellungsverfahren damit gerechnet werden kann, _dass in den späteren Baugeneh­
migungsverfahren eine Ausnahme von den einschtägigen Verboten erteilt werden wird. 
Die AUsgleichsftächen müssen vor Satzungsbeschluss im B-Plan nach § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB 
festgesetzt werden. 

Zur Lösung dieses Konflikts bietet es sich daher an, rechtzeitig vor Baubeginn eine Aus­
nahmegenehmigung nach§ 45 Abs. 7 BNatSchG beim Landesamt für Umwelt- und Ar­
beitsschutz zu beantragen. Auch-ist bzgl. des späteren Bauablaufs zu beachten, dass 
die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF /. FCS) vor Beginn der Baumaßnahmen 
umgesetzt sein und ihre Funktion erfüllen müssen. Der Antrag für die Ausnahmegeneh­
migung muss mindestens folgende Inhalte haben: 

1. Bestandserfassung durch einen l'achgufachter (konkreter Bestand und lokale Popu­
lation inkl. Abgrenzung der Habitate), ergänzend zur saP auch Betrachtung des Um­
felds mit möglichen Austauschkorridoren, insbes. in Richtung Zollbahnhof. Um spä­
tere Zeitverluste zu vermeiden sollte dies unmittelbar erfolgen, da · dies wesentlich 
für die Wahl und spätere Ausgestaltung der Ausgleichsflachen ist. Verbindliche. 
Festsetzung der Ausgleichsflächen im B-Plan. 

2. Ausführungsreife Planung mit den erforderlichen Schutz- und Vermeidungsmaß-
- -

nahmen während der Bauphasen. 

3 . ~usführungsreife Plammg der wegen des Verlustes an Fortpflanzungs- und Ruhestät­
ten notwendigen vorgezogenen Ausgleichsflächen. Es wird mit hoher Wahrschein­

lichkeit ebenfalls notwendig, außerhalb des Bebauungsplangebietes, im Funktions­
raum der lokalen Population der Mauereidechse, Flächen und Maßnahmen .festzu­
setzen. 

4. Planung eines mindestens dreijährigen Monitorings zur Überprüfung d,es Erfolgs der 
Maßnahmen und zum Risikomanagement. Die möglichen Maßnahmen im Rahmen 
des Risikomanagements sind zu benennen. 

5. Nachweis der rechtlichen und tatsächlichen Verfügbarkeit der Ausgleichsflächen durch 
Eigentumsnachweis· oder dingliche Sicherung der Flächen. 
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6. Begründung des Vorliegens zwingender Gründe des überwiegenden öffentlichen Inte­
resses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art und 

7. Prüfung zumutbarer Alternativen. 

Der Antrag sollte am besten sogar noch vor dem Satzungsbeschluss gestellt werden um zu 
klären, ob eine Ausnahme in Aussicht gestellt werden kann Die Ausnahme kann dann in 
Aussicht gestellt werden, wenn sich der ErhaltUngszustand der lokalen Population der 
Mauereidechse nicht verschlechtert und der Erhaltungszustand der Art (Anhang IV der 
FFH Richtlinie) yveiterhin günstig bleibt, keine zumutbaren Alternativen vorhanden sind 
und zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses gegeben sind. 

Es ist darauf hinzuweisen; dass die Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange nicht 
der Abwägung der Gemeinde unterliegt und bei Nichtbeachtung ein Umweltschaden im 
Sinne des § 19 BNatSchG (Schädigung der FFH-Art und ihres Lebensraums) verursacht 
werden könnte und die verantwortliche(ri) Person/en für die Schädigungen sowie die 
Sanierung des Schadens haften. Wegen der uneingeschränkten Durchsetzungsfähigkeit 
der Verbotstatbestände nach Artenschutzrecht muss bereits auf der Ebene der Bauleit­
planung geprüft werden, ob der Plan im Hinblick auf die Verbote noch vollzugsfähig ist. 
Nicht vollzugsfähige Bebauungspläne sind im Sinne des § 1Abs. 3 BauGB nicht erforder­
lich und daher unwirksam. 

Die ~msetzung und Einhaltung deT artenschutzTechtlichen Maßnahmen sowie die Anla­
ge deT Ei"satzlebensTäu~e· sind duTch eine von . einem FachgutachteT (Herpetologen) 
durchgeführte ökologische Baubegleitung (ÖBB) sicheTzustellen und fortlaufend zu do­
kumentieren. 

llinweise: . 
Für die Gehölzanpflanzungen sollten, auf der Grundlage des §40 BNatSchG, ab dem 1. 
März 2020, nur gebietsheimische Gehölze mit der regionalen Herkunft „Westdeutsches 
Bergland und Oberrheingraben "(Region 4), nach dem „Leitfaden zur Verwendung ge­
bietseigener Gehölze" (BMU, Januar 2012), verwendet werden. 

Für die Ansaaten sollten, auf der Grundlage des § 40 BNatSchG , nur zertifizierte ge-. 
bietsheimische Saatgutmischungen, mit der regionalen t-:terkunft „Oberrheingraben mit 
Saarpfälzer Bergland"(Region 6), verwendet werden. 

Ergänzend sollte die Anlage von auf Vlies verlegten, vegetationslosen „Schottergärten", 
anstatt begrünter Vorgärten,· untersagt werden. Naturnahe „Steingärten" im Sinne der 
Richtlinien des Naturgarten e. V. sind dagegen ausdrücklich erwünscht. 
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Lännschutz 

Um eine bessere Beurteilung vornehmen zu können ist ein scha~ltechnisches. Gutachten 
mit Angabe der zu erwartenden Immissionen innerhalb des :Sebauungsplangebietes, 
der Immissionen außerhalb des Bauungsplangebietes verursacht durch die Gewerbege­
biete sowie die Notwendigkeit und Ausführung Schalltechnischer Maßnahmen (aktive 
und passive Schallschutzmaßnahmen} .beim Bauherrn nachzufordern und dem Landes­
amt für Umwelt- und Arbeitsschutz vorzulegen: 

Hydrogeologie un d Grundwassernutzung 

Der Geltungsbereich des geplanten Vorhabens befindet sich a~ßerhalb eines geplanten 
oder festgesetzten Trink- bzw. Quellwasserschutzgebietes. 

Auf Grund der bekannten Altlastenflächen innerhalb des Plangebiets, sind im Zuge einer 
Bebauung Brunnenbohrungen, Erdwärmesonden sowie die Versickerung von Nieder­
schlagswasser nicht möglich. 

Die Grundwassermessstellen mit den LUA-Kenn-Nummern S0569 bis S0573 sind zu 
sichern. Sie werden bereits im Bebauungsplan dargestellt. 

Altlasten 

Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplaries liegt im Bereich der Altlastflächen 

HOM_22003 Abfalldeponie Fa. Krempel 
HOM_2666 DSD Dillinger Stahlbau, orientierend untersucht: 

Darüber hinaus befinden sich im Bereich des ehemaligen DSD - Geländes acht Grund­
wassermessstellen GWM s· - 12 der oberhalb . liegenden ARAL/BP - Tankstelle zwecks 
Untersuchung der von der Tankstelle ausgehenden kontaminierten Grundwasserfahne. 

Hinsichtlich der Altlastenrelevanz ist - wie in einer gemeinsamen Besprechung hier im 
Hause mit den lnvestoren am 09.01".2017 vereinbart- derzeit eine Detailuntersuchung 
nach Bodenschutzrecht in Arbeit. Daran anschließend ist die Erstellung eines Sanie­
rungsplans vorgesehen, der durch die untere Bodenschutzbehörde für verbindlich er­
klärt werden soll. 
Für die o. g. ·acht GWM ist zu klären, ob diese so verbleiben können. Ggfs. muss die 
Tankstelle BP die Messstellen nach Rücksprache mit dem LUA ordnungsgemäß zurück­
bauen und an geeigneter Stelle ersetzen. 
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Grundsätzlich bestehen seitens des LUA in seiner Funktion als Untere Bodenschutzbe­
hörde keine Beden_ken gegen die Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes wenn folgende 
Bedingungen eingehalten werden: 

1. Im Bereich der Altlastflächen sind.die Vorhaben und Nutzungen gern. § 9 Abs. 2 
BauGB erst nach Abschluss einer Bodensanierungsmaßnahme zulässig, wenn ei­
ne Gefährdung empfindlicher Nutzungen- auszuschließen ist oder der Verdacht 
gutachterlich durch einen nach § 18 .Bundes-Bodenschutzgesetz zugelassenen 
Sachverständigen ausgeräumt ist. Hierzu sind Tietbaumaßnahmen durch einen 
Sachverständigen gern. § 18 Bundes-Bodenschutzgesetz, Sachgebiete 2 - 5 der 
Verordnung über Sachverständige und Untersuchungsstellen für den Boden­
schutz und die Altlastenbehandlung im· Saarland / VSU in der derzeit gültigen 
Fassung (s. www.resymesa.de) zu begleiten. Gemäß § 4 Abs. 4 Bundes­
Bodenschutzgesetz ist die planurigsrechtlich zulässige Nutzung durch den- v. g. 
Sachverständigen nachzuweisen: Ein entsprechendes Gutachten ist dem Landes­
amt für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) vorzulegen. Das LUA erteilt die Freiga­
be. 

2. Der Verbleib bzw. der Ersatz der acht GWM der Tankstelle BP ist vorab zu klären. 

3. Die Detailuntersuchung und der Sanierungsplan sind dem LUA in seiner Funktion 
als Untere Bodenschutzbehörde im Laufe des Verfahrens vorzulegen . . 

Auszug aus dem ALKA 
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Gewässerschutz 

Da das Plangebiet vor dem 01.01.1999 bereits größtenteils bebaut war, findet der § 49a 
SWG grundsätzlich keine Anwendung. 
Gemäß den Textfestsetzungen zum Bebauungsplan soll das Niederschlagswasser in 
einem qualifizierten Trennsystem der Stadt übergeben werden. Die genauere Ausges~al­
tung der Entwässerungsplanüng soll erst im Baugenehmigungsverfahren erfolgen. 
Ebenfalls verläuft in der Straße „Am Stadtbad" der Hauptsammler des EVS mit vielen 
Entlastungsbauwerkery, die zu beachten sind. 

Die anfallenden Schmutzwässer/Mischwässer werden an den im Bereich des Plangebie­
tes verlaufenden örtlichen Mischwasserkanal ggf. Hauptsammler angeschlossen. 
Die mechanisch-biologische Reinigung des SW erfolgt in der Kläranl~ge Homburg unter 
Einhaltung der im Anhang 1 der Abwasserverordnung vom 15.0ktober 2002 maßgeben­
den Anforderungen. 
Die Schmutzwasserentsorgung ist als ordnungsgemäß gesichert zu erachten. 

Gewässerentwicklung und Hochwasserschutz : 

Im Osten Liegt der Geltungsbereich des B-Plans in direkter Nähe zum teilweise verrohr­
ten Erbach, einem Gewässer dritter Ordnung . 
Der Erbach ist gern. §_ ?3 (1) WHG als Gewässer mit besonderem Hochwasserrisiko be­
wertet, für das gern. § 76 (2) WHG ein Überschwemmungsgebiet f(ir ein 100-jährliches 
Hochwasserereignis auszuweisen ist. Gemäß den uns vorliegenden Hochwassergefah­
ren karten ufert der Erbach im betroffenen Bereich aufgrund der vorhandenen Verroh­
rungen nicht aus, so dass der Geltungsbereich des B-Plans außerhalb eines Über­
schwemmungsgebietes liegt. 
Zwischen Erbach und dem betroffenen Bereich verläuft die Straße "Am S_tadtbad", so 
dass die Regelungen zum Gewässerrandstreifen ebenfalls nicht betroffen sind. Für die 
Änderung des FNP gilt die v. g. Beurteilung entsprechend. 

Mit freundlichen Grüßen 

~A~ftr~ (l 
l_)_jl:,~ 
Edg cir Weiß/ 

J 


